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Stellungnahme zum Gesamtkonzept Inklusive Schule aus Sicht der 

Gesundheitsämter 
 

 

Vor dem Hintergrund der UN Behindertenrechtskonvention sollen alle Eltern, die ein 
Kind mit sonderpädagogischem Förderbedarf haben, das Recht erhalten, zu wählen, 
ob ihr Kind eine allgemeine Schule oder ein Sonderpädagogisches Förderzentrum 
besucht. Das Land Berlin ist innerhalb seiner finanziellen Möglichkeiten verpflichtet, 
ein Höchstmaß an inklusiver Beschulung zu ermöglichen. Konkretisiert werden die 
Vorgaben des Schulgesetzes in der Berliner Verordnung über die 
Sonderpädagogische Förderung (Sonderpädagogikverordnung – SoPädVO). 
 
Der Grundsatz, allen Eltern diese Wahlmöglichkeit zu geben, ist prinzipiell sehr zu 
begrüßen. Voraussetzung ist, dass die erforderlichen Rahmenbedingungen in jedem 
Falle gewährleistet sind, damit Kindern die bestmögliche Förderung - und bei Bedarf 
auch Therapie - zukommt. Dies scheint jedoch bei den derzeitigen Planungen und 
angesichts der bislang vorliegenden Erfahrungen mit Integration und beginnender 
Inklusion keineswegs der Fall zu sein.  
 
Offensichtlich ist geplant, dem Berliner Schulsystem weitere Ressourcen – zusätzlich 
zu den im Zeitraum zwischen den Schuljahren 2003/4 und 2008/9 bereits trotz 
steigender Zahlen von Schüler/innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
weggefallenen 148 Lehrer-Vollzeiteinheiten (VZE) (siehe S. 8) – zu entziehen: Die 
Förderquote soll von 7,42% der Schüler/innen in den Jahrgangsstufen 1 bis 10 im 
Schuljahr 2008/9 ohne fachliche Untersetzung auf 6,5 % für die Jahrgangsstufen 1 
bis 6 und auf 5,5% Jahrgangsstufen 7 bis 10 reduziert und festgeschrieben werden 
(S. 10, 52); es sollen insgesamt 1,1 Mio € eingespart werden (S. 10). 
 
Dies steht in auffälligem Gegensatz zur Darstellung des als erfolgreich angesehenen 
finnischen Schulsystems auf Seite 13/14: Im Jahr 2003 betrug die Quote der dort 
zumindest temporär sonderpädagogisch geförderten Kinder 18 %! 
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Uns liegt ein Entwurf zur Änderung der Sonderpädagogikverordnung vor, bei dem wir 
die geplante Änderung des § 5 (2) für sehr problematisch halten (s. auch die 
Stellungnahme hierzu in der Anlage). 
 
Für die Förderschwerpunkte Lernen, Emotional-soziale Entwicklung und Sprache 
(LES) soll offensichtlich auf herkömmliche Feststellungsverfahren verzichtet werden 
(S. 9), die Diagnosestellung insgesamt wird zentral gesteuert und in ihrer Quantität 
im vorab festgelegt (S. 9), die Zuweisung von Personalressourcen soll unabhängig 
vom Förderort erfolgen (S. 9)! 
In anderen Worten: Die Ressourcenvergabe für die sonderpädagogischen 
Förderschwerpunkte soll ab Schuljahr 2011/12 umgesteuert werden und in 
Abhängigkeit von der Gesamtschülerzahl unabhängig von Feststellungsverfahren an 
die Gemeinden oder Einzelschulen überwiesen werden. Das heißt also, dass 
Fördermittel schematisch aus einem Kontingent vergeben werden. Wenn diese 
jedoch verbraucht sind, stehen trotz möglicherweise weiterem Bedarf keine Mittel 
mehr zur Verfügung. 
 
Für die Feststellung des Förderbedarfs soll es eine überbezirkliche Steuerung der 
Verfahren geben, um Qualitätsstandards und Evaluation sicher zu stellen. Die 
Fachleute, die den Förderbedarf diagnostizieren, sollen nicht in ihren Heimatregionen 
diagnostisch tätig werden (S.51), kennen dann aber wahrscheinlich auch die Schulen 
mit den Besonderheiten nicht, in die das Kind aufgenommen werden soll. 
 
Der weitgehende Wegfall statusdiagnostischer Verfahren (S. 21) führt absehbar 
dazu, dass die betroffenen Kinder keine gezielte Förderung mehr erhalten. Ihr 
Scheitern ist nach den bereits vorliegenden Erfahrungen mit der Schulpolitik seit 
2004/5 aus ärztlicher Sicht zu erwarten. 
 
Die Erfahrungen mit der flexiblen Schulanfangsphase in Kombination mit reduzierter 
sonderpädagogischer Förderung in Berlin haben gezeigt, dass für Kinder, die 
besondere Unterstützung brauchen, häufig in der Praxis nicht die adäquaten 
Fördermaßnahmen zur Verfügung stehen. Ein Großteil von Kindern, die sich 
vielleicht erst später entwickeln, ist in diesem Schulsystem benachteiligt. Die jungen 
Schüler/innen mit ihrem entwicklungsentsprechend hohen Zuwendungsbedarf 
erhalten weniger Förderung als die älteren Schüler/innen (S. 58). Problematisch ist 
auch, dass Kleinklassen für Kinder der 1. und 2. Jahrgangsstufe mit erheblichen 
Persönlichkeitsstörungen (S. 38) nicht vorgesehen sind. 
 
Die verspätete Diagnostik führt dazu, dass in der Kita begonnene Förderung nicht 
adäquat fortgesetzt und wertvolle Entwicklungszeit verschenkt wird, bis dann am 
Ende der Schulanfangsphase endlich eine adäquate Einstufung und Förderung 
folgen. 
 
Die schulische Situation wird den kindlichen Bedürfnissen nicht gerecht. Nicht selten 
entstehen psychische Schäden. Hiervon zeugt auch die seit Einführung dieses 
Schulsystems deutliche Zunahme an Kindern, die kinderpsychiatrische oder 
kinderpsychologische Behandlungen brauchen. Schon jetzt führt die zum Teil 
massive Überforderung von Schüler/innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
in den Regelschulen zu erhöhten Quoten bei Kinder- und Jugendpsychiatrischer 
Therapie und zu erhöhten Kosten im Bereich der von den Jugendämtern zu 
finanzierenden Hilfen zur Erziehung. 
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Auf Seite 53/54 werden die Konsequenzen der kindlichen Überforderung 
angemessen beschrieben: „Wenn ein Kind oder Jugendlicher auf Dauer keine 
Möglichkeit zur Lösung von Problemen durch sein eigenes Handeln sieht und mit 
seinen eigenen erworbenen oder veranlagten Strategien scheitert, kommt es zu 
unkontrollierbaren Stressreaktionen …“ Rückschlüsse auf die schon jetzt 
bestehenden Probleme in den Schulen werden allerdings nicht gezogen. 
In Aussicht gestellt wird vielmehr „die Erhöhung der Schülerzahlen in allgemeinen 
Schulen durch die Schüler/innen, die derzeit noch in Schulen mit 
sonderpädagogischem Schwerpunkt beschult werden“ (S. 47). 
 
Die Vorwürfe wegen mangelnder Lernerfolge in Förderzentren basieren auf völlig 
veralteten Untersuchungen, u.a. aus dem Jahr 1989 (!) (S. 32). 
 
Die Problematik der Verknüpfung von kindlichem Förderbedarf im Bereich LES mit 
der sozialen und emotionalen Situation in der Herkunftsfamilie wird weitgehend 
außer Acht gelassen (S. 17, 24, 33). Erst auf den Seiten 53/54 werden diese 
Zusammenhänge in Ansätzen diskutiert. Wenn z.B. Neukölln in Bezug auf den 
Förderschwerpunkt emotional-soziale Entwicklung gut abschneidet (S. 35), so sollte 
nicht nur das Feststellungsverfahren in Zweifel gezogen, sondern bei der Bewertung  
auch berücksichtigt werden, dass Neukölln einer der drei Berliner Bezirke mit dem 
geringsten Anteil an alleinerziehenden Haushalten mit minderjährigen Kindern ist, 
Marzahn-Hellersdorf aber der von allen Berliner Bezirken mit 37,8% am stärksten 
belastete (Sozialstrukturatlas Berlin 2008, Seite 64, Daten aus dem Mikrozensus 
2006). Eine feste Familienstruktur ist ein protektiver Faktor für die seelische 
Gesundheit von Kindern und Jugendlichen.  
Die Beschreibung der Befreiung von Zuzahlung zu Lernmitteln als einziger und damit 
entscheidender Indikator für die soziale Situation in den Berliner Bezirken (S 54) 
entspricht nicht der im Berliner Sozialstrukturatlas gültigen Indikatorenbildung (siehe 
Sozialstrukturatlas Berlin 2008). 
 
Die Frage, wie die mit der Umsteuerung sich ergebenden Probleme – Umsteuerung 
zeitlich vor personeller und baulicher/räumlicher Ausstattung der Schulen (S. 9) - 
gelöst werden sollen, wird im vorliegenden Konzept offen gelassen. 
 
Bei der Gegenüberstellung von Integration und Inklusion ist auf Seite 28 
beschrieben, dass das Integrationskonzept spezielle Förderung für Schüler/innen mit 
Behinderungen vorsieht, bei der Inklusion eher gemeinsames und individuelles 
Lernen für alle geplant ist.  
 
Auch für Kinder mit „schweren Behinderungen“ ist das Inklusionskonzept mittel- bis 
langfristig unter bestimmten räumlichen und apparativen Voraussetzungen in 
speziellen Förderzentren oder in Schwerpunktschulen geplant. Dies bedarf sicher 
noch genauerer medizinischer und pädagogischer Konzepte. 
 
Aus unserer Sicht ist nicht sichergestellt, dass alle medizinisch erforderlichen 
Therapien weiterhin im notwendigen Umfang im Rahmen des schulischen Alltags 
gesichert sind. Kinder mit Gesundheitsstörungen, Einschränkungen der 
Körperfunktionen oder anderen Gesundheitsproblemen benötigen die Therapien im 
Rahmen des schulischen Alltags. Ambulante Therapien nach einem Schultag sind 
weder realistisch und häufig auch nicht so effektiv wie während des Schulbesuchs.  
 
Kinder mit Sprachdefiziten, sofern diese über Sprachentwicklungsverzögerungen 
hinausgehen und eine ICD 10 Diagnose haben, brauchen nicht nur pädagogische 
Fördermaßnahmen, sondern logopädische Therapie, ggf. auch über das 6. Schuljahr 
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hinaus. Dies muss auch bei der Inklusion sichergestellt werden und zwar nicht – wie 
auf S.44 beschrieben - im ambulant medizinischen Bereich, sondern während des 
Schulalltags! Noch einmal verweisen wir an dieser Stelle auf die Stellungnahme zur 
geplanten Veränderung der SonderschulpädagogikVO. 
 
Sicherlich kann Inklusion für viele Kinder einen großen Gewinn darstellen. Es besteht 
aber aus Sicht der Gesundheitsämter die große Gefahr, dass Inklusion für Kinder, 
die einen großen Bedarf an sonderpädagogischer Förderung haben, einen Nachteil 
darstellt.  
Für Kinder, die aus gesundheitlichen Gründen Therapien benötigen, ist „Inklusive 
Schule“ aus unserer Sicht überhaupt nicht geeignet, da die notwendigen Therapien 
während des Schulalltags nicht erfolgen werden, schon weil es dem Konzept des 
gemeinsamen und individuellen Lernens für alle (S.28) entgegen steht. 
 
 
Schlussfolgerungen:  
 
Vor der Realisierung ist die vorliegende Konzeption unter Hinzuziehung von die 
Pädagogik ergänzendem psychologischem und medizinischem Sachverstand zu 
überarbeiten. 
 
Wenn nicht genügend Mittel für eine gelingende Inklusion zur Verfügung stehen, ist 
angesichts des im bundesweiten Vergleich von 2006/7 guten zweiten Platzes für die 
Integration in Berliner Schulen (S. 16) eine abwartende Haltung für die betroffenen 
Kinder, deren Wohl im Mittelpunkt der Bemühungen stehen muss, besser als eine 
weitere unterfinanzierte Berliner Schulreform. 
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